
Streiks bringenmehr Flüge
nach Paderborn/Lippstadt

Verdi will NRW-Flugbetrieb lahmlegen.
Weiterer Arbeitsausstand in Frauenberufen.

Paderborn/Köln (lis/lnw). Im
Tarifstreit des öffentlichen
Diensts zündet Verdi die
nächste Eskalationsstufe. Am
Montag müssen sich Fluggäs-
te an mehreren Flughäfen in
NRW auf Flugausfälle und
Verspätungen einstellen. Der
Flughafen Paderborn/Lipp-
stadt bereitet sich deshalb auf
zusätzliche Flüge vor.

Grund ist ein ganztägiger
Warnstreik, zu dem Verdi die
Beschäftigten des öffentlichen
Diensts und der Bodenver-
kehrsdienste aufgerufen hat.
Betroffen sind die NRW-Flug-
häfen Köln/Bonn, Düsseldorf
und Dortmund. Auch größe-
reAirports inDeutschland sol-
len bestreikt werden.

„Wir werden durch die
Streiks zusätzliche Flüge be-
kommen“, sagt Pressespre-
cher Matthias Hack vom Flug-
hafen Paderborn/Lippstadt.
Genaue Zahlen könne er noch
nicht nennen. Im Laufe des
Wochenendes rechne er mit
Anfragen für die Umleitung
von Flügen in den Kreis Pa-
derborn.

Passagiere regulärer Flüge
von und nach Paderborn/
Lippstadt müssen sich keine
Sorgen machen. Der Flugha-
fen sei demnach nicht von den
Streiks betroffen. Einzige Aus-
nahme: Falls der Flughafen
München bestreikt werden
sollte, müssten Fluggäste mit
dieser Start- und Zieldestina-
tion dann mit Einschränkun-
gen rechnen, so Hack.

Bereits in der vergangenen
Woche hatte ein Flughafen-
Streik in NRW für weitere Flü-
ge in Paderborn/Lippstadt ge-
sorgt. Durch Umleitungen aus

Köln und Düsseldorf waren
neun Maschinen und 3.000
Passagiere zusätzlich verzeich-
net worden.

Geschlossene Kitas, leere
Pflegestationen, verwaiste Ju-
gendämter: In Nordrhein-
Westfalen haben am Freitag
vielerorts Beschäftigte in so-
genannten Frauenberufen des
öffentlichen Dienstes die
Arbeit niedergelegt. Laut Ver-
di nahmen Tausende an zen-
tralen Kundgebungen teil – et-
wa in Dortmund, Köln, Es-
sen, Duisburg oder Gütersloh.
Eine Sprecherin berichtete von
mehr als 11.000 Streikenden in
allen Landesteilen.

Nach einem landesweiten
Warnstreik amDonnerstag im
Gesundheitsbereich standen
am Freitag weibliche Beschäf-
tigteundfrauendominierteBe-
rufe in den Bereichen Erzie-
hung, Soziales und Pflege im
Mittelpunkt. Anlass sind der
Aktionstag „Equal Pay Day“
und der Weltfrauentag an die-
sem Samstag sowie weiterhin
der Tarifstreit mit Bund und
Kommunen.

Die Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft rief
ihre Mitglieder in den Kitas
auf, sich am Streik zu beteili-
gen. Der Erzieherinnen- und
Sozialarbeiterberuf werde
„chronisch kaputtgespart“,
sagte die GEW-Landesvorsit-
zendeAylaCelik. „DieArbeits-
bedingungen sind enorm be-
lastend und die Gehälter un-
attraktiv. Auch im 21. Jahr-
hundert sind frauendominier-
te Berufe noch systematisch
unterbezahlt.“ Viele Beschäf-
tigte überlegten, aus ihrem Be-
ruf auszusteigen.

AufdemVorfelddesFlughafensPaderborn/LippstadtwirdeineLuft-
hansa-Maschine eingewiesen. Foto: Flughafen Paderborn/Lippstadt

Mann kämpft fünf Jahre umneuen Rollstuhl
Matthias Klei aus Bielefeld kritisiert, dass Menschen mit Behinderung immer noch um Teilhabe kämpfen müssen.

Der Fall zeigt, dass Gesetze in der Praxis nicht immer umgesetzt werden.

Carolin Nieder-Entgelmeier

Bielefeld. Seit 2017 gilt in
Deutschland das Bundesteil-
habegesetz, das Menschen mit
Behinderungen zur mehr Teil-
habe und Selbstbestimmung
verhelfen soll. In der Praxis
zeigt sich jedoch, dass die Um-
setzung hakt, denn Betroffene
müssen sich die versproche-
nen Verbesserungen oft ein-
klagen. Ein zeitaufwendiger
und kräftezehrender Prozess,
wie der Fall des Bielefelders
Matthias Klei zeigt, der fünf
Jahre um einen neuen Roll-
stuhl kämpfen musste.

Der 54-Jährige ist seit sei-
nerGeburt Tetraspastiker, bei-
de Arme und Beine sind durch
eine Spastik stark unkoordi-
niert. Mithilfe seiner Assisten-
ten, die ihn 24 Stunden amTag
begleiten, führt er trotzdemein
selbstbestimmtes Leben. Zu-
dem nutzt Klei seit mehr als
40 Jahren zwei Rollstühle, um
am gesellschaftlichen Leben
teilzunehmen: einen Elektro-
rollstuhl und einen sogenann-
ten Adaptivrollstuhl.

„Der Elektrorollstuhl ist für
mich leicht zu bedienen und
eignet sich gut für weite Stre-
cken außerhalb meiner Woh-
nung“, erklärt Klei. „Aller-
dings ist der Rollstuhl auf-
grundvonGröße,Gewichtund
großem Wendekreis nicht all-
tagstauglich, weil jede Stufe zu
einem unüberwindbaren Hin-
dernis wird.“ Der Rollstuhl
passt laut Klei nur in wenige
Aufzüge, lässt sich nicht im
Kofferraum eines Autos ver-
stauen und ist auch für die
meisten Innenräume ungeeig-
net. „Ich kann mich damit
nicht mal in meiner eigenen,
behindertengerechten Woh-
nung ausreichend bewegen.“

Um diese Nachteile auszu-
gleichen, nutzt Klei den Groß-
teil des Tages einen Adaptiv-
rollstuhl, der kleiner und leich-
ter ist als sein Elektroroll-
stuhl. „Wenn ich im Adaptiv-
rollstuhl sitze, können meine
Assistentenzumindesteinpaar
Treppenstufen ausgleichen.
Außerdem passt er in jeden
Fahrstuhl, lässt sich im Kof-
ferraum eines Autos verstau-
en und ich kann den öffentli-
chen Nahverkehr nutzen.“

Hindernisse im Elektroroll-
stuhl werden im Adaptivroll-
stuhl in vielen Fällen über-
windbar. „Ohne diesen Roll-
stuhl könnte ich die meisten
meiner Ärzte, Therapeuten,

Angehörigen und Freunde so-
wie viele Geschäfte und gas-
tronomische Angebote nicht
mehr besuchen.“

Als dem Adaptivrollstuhl
nach 18 Jahren Nutzung der
Ausfall droht und das Sani-
tätshaus eine Reparatur als un-
rentabel ablehnt, beantragt
Klei 2019 einen Ersatz. Doch
seine Krankenkasse, die AOK
Nordwest, und auch der Land-
schaftsverband Westfalen-
Lippe (LWL) als Träger der
Eingliederungshilfe lehnenmit
der Begründung ab, dass ein
Rollstuhl ausreichen muss.

Der LWL erklärt ungeach-
tet der Tatsache, dass Men-
schen ohne Behinderung un-
abhängig ihrer finanziellen La-
geuneingeschränktmobil sind:
„Nicht alles, was für behin-
derte Menschen wünschens-
wert wäre, kann im Rahmen
der Eingliederungshilfe finan-
ziert werden, denn auch Men-
schen mit geringen finanziel-
len Mitteln können sich nicht
all ihre Wünsche erfüllen.“

Klei fragt sich, warum sein
Bedarf an Rollstühlen nach
Einschätzung von AOK und
LWL im Alter nachlassen soll-

te. „Ich werde imAlter ja nicht
weniger behindert und bis-
langwurden immerbeideRoll-
stühle finanziert.“ Für den Bie-
lefelder zeigt der Kampf, dass
die Kostenträger seine Teilha-
beberechtigung alsMensch in-
frage stellen und dadurch sei-
ne Lebensführung gefährden.
„Ich verstehe nicht, warum ich
und so viele andere Men-
schen mit Behinderung so be-
handelt werden.“

Anteilnahme und
Unterstützung
schenken ihm Kraft

Mit der Unterstützung sei-
nes Anwalts Wolf Hartmann
reicht Klei im März 2021 Kla-
ge beim Sozialgericht Det-
mold ein.Danachmacht er sei-
nen Fall öffentlich und startet
eine Petition. „Ich habe sehr
viel Anteilnahme und Unter-
stützung erfahren, die mir viel
Kraft geschenkt haben.“ Klei
erhält sogar Angebote für ein
Benefizkonzert und die Über-
nahmederKostenfürdenRoll-
stuhl, die er jedoch ablehnt.
„Ich bin sehr dankbar für die

großzügigen Angebote, aber
ich wollte mich dem Rechts-
streit für mehr Gerechtigkeit
für Menschen mit Behinde-
rung stellen.“

Im Sommer 2024 kommt
das Verfahren zum Ab-
schluss. Das Gericht schlägt
einen Vergleich vor, und AOK
und LWL finanzieren Klei
einen neuen Rollstuhl für et-
wa 11.000 Euro. „Ich bin froh,
dass ich endlich einen neuen
Rollstuhl nutzen kann. Ich be-
daure aber, dass das Verfah-
ren mit einem Vergleich be-
endet wurde und es keine
grundsätzliche Entscheidung
gab. Nicht jeder hat die Kraft
für so langwierige Verfah-
ren.“ Obwohl der Kampf um
seinen Rollstuhl am Ende fünf
Jahre dauert, würde Klei die-
sen Weg erneut gehen. „Ich
möchte ein Zeichen für In-
klusion setzen.“

Für Rechtsanwalt Hart-
mann zeigt Kleis Fall exem-
plarisch, dass das Bundesteil-
habegesetz in der Praxis nur
ungenügend umgesetzt wird.
„Das Vorgehen der Kranken-
kassen ist klar rechtswidrig,
weil sie für die Versorgung im

Nahbereich mit Hilfsmitteln
wieRollstühlenzuständig sind.
DasbestätigendieGerichte im-
mer wieder. Trotzdem ändern
die Kostenträger nichts an
ihrem rigiden Vorgehen und
lehnen Anträge weiter ab. Sie
ignorieren vorangegangene
Urteile einfach.“

So müssten Betroffene im-
mer wieder juristisch gegen
Ablehnungen vorgehen, mo-
niert Hartmann. „Das kostet
Ressourcen und verstopft die
Gerichte zusätzlich. Verfah-
ren vor den Sozialgerichten in
NRW dauern extrem lange.
Kommt es zu einem Rechts-
streit durch alle drei Instan-
zen, kann der schnell acht Jah-
re dauern.“

Hartmann kritisiert auch zu
viele Zuständigkeiten. „Wenn
für einen Menschen nicht nur
dieKrankenkassezuständig ist,
sondern auch Integrationsäm-
ter, Eingliederungshilfen, Be-
rufsgenossenschaften, Ren-
ten- und Pflegeversicherung,
Arbeitsamt und weitere Kos-
tenträger, ermöglicht das ein
Hin- undHerschieben der Zu-
ständigkeiten. Das muss drin-
gend gestoppt werden.“

Matthias Klei zeigt die Unterschiede seiner Rollstühle. Links der große Elektrorollstuhl für weite Strecken und rechts der kleine Adaptiv-
rollstuhl für den Alltag. Foto: Alina Siepe

Zukunftsfähige Firmen
durch neues Förderdarlehen
Landesgeld soll Unternehmen zum Beispiel den
Umstieg auf erneuerbare Energien erleichtern.

Düsseldorf (lnw). Für Inves-
titionen in Digitalisierung und
Nachhaltigkeit startetdasLand
NRW ein neues Darlehens-
programm für Firmen. Es bö-
te einen im Vergleich zum
Marktzins um bis zu zwei Pro-
zentpunkte niedrigeren Zins-
satz und Tilgungsnachlässe
von bis zu 20 Prozent, teilten
Wirtschaftsministerium und
NRW.Bank mit.

„Die Förderung wird einfa-
cher, denn das neue Pro-
gramm fasst vier bestehende
Förderangebote zusammen“,
hieß es. Die Darlehen aus dem
Programm „NRW.Bank.In-
vest Zukunft“ könnten ab dem
19. Mai beantragt werden. Das
Kreditprogramm sei auf Dau-
er angelegt, sagt eine Spreche-
rin der Förderbank.

Gefördert werden etwa In-
vestitionen in Digitalisierung
der Geschäftsprozesse, Elek-

tromobilität und umwelt-
freundliche Technologien,
nachhaltige Produktionsver-
fahren oder den Einsatz von
Künstlicher Intelligenz (KI).

Zudem sollen mit dem neu-
en ProgrammEinführung und
Entwicklung innovativer Ge-
schäftsmodelle, Produkte und
Verfahren gefördert werden.
Ein einfacher Verwendungs-
nachweis reiche aus, um die
Förderung zu nutzen. Büro-
kratie werde auf ein Mini-
mum reduziert, hieß es.

Die zinsvergünstigten Dar-
lehenkönntenalle Firmennut-
zen. „Kleine und mittlere
Unternehmen erhalten zusätz-
lich einen Tilgungsnachlass
von 5, 10 oder 20 Prozent ab-
hängig von Investitionshöhe
und Unternehmensgröße.“
Die maximale Darlehenssum-
me belaufe sich auf zehn Mil-
lionen Euro.

Digitale Streetworker sind auch in NRWunterwegs
Sozialarbeit wandert immer mehr auch ins Netz. Wer Probleme hat, kann sich von digitalen Streetworkern beraten lassen.

Dorothea Hülsmeier

Düsseldorf. Sozialarbeitgibtes
nicht nur auf der Straße – zu-
nehmend bekommen Jugend-
liche in Not Hilfsangebote
auch im Netz. Denn einer Stu-
die aus dem Jahr 2023 zufolge
sind junge Menschen zwi-
schen 12 und 19 Jahren in ihrer
Freizeit im Schnitt 224 Minu-
ten täglich online, also etwa 3,7
Stunden. Dort können soge-
nannte digitale Streetworker
junge Menschen treffen.

Viele soziale Einrichtungen
haben sichnicht zuletzt seit der
Corona-Pandemie bereits auf
denWeg insNetz gemacht.Die
Beratung, vor allem aber die
Ansprechbarkeit über soziale
Medien sei enorm wichtig, da
dadurch auch Menschen er-
reicht würden, die sich nicht
an eine Beratungsstelle wen-
den, heißt es etwa in einer Stel-
lungnahme des Sozialdienstes
katholischer Frauen undMän-
ner (SKFM) Düsseldorf für
eine Anhörung zum „Digital

Streetwork“ im Landtag in
Nordrhein-Westfalen. Die Ex-
perten-Anhörung ist für den
12.März imAusschuss für Ge-
sundheit und Soziales ange-
setzt.

Der Sozialdienst katholi-
scher Frauen und Männer be-
treibt nach eigenen Angaben
schon seit acht Jahren digitale
Sozialarbeit undStreetwork im

Netz und erreicht demnach
mittlerweile eine hohe Anzahl
seiner Klientel über Insta-
gram, X (ehemals Twitter) und
Facebook. Digital oder über
Online-Chats böte der Sozial-
dienst zum Beispiel Erzie-
hungs-, Jugend-, Schwanger-
schafts- oder Suchtberatung
an, aber auch Notschlafstellen
für junge Frauen und Mäd-

chen oder Beratung für Men-
schen in der Prostitution.

Bei der digitalen Kommu-
nikation verlaufe die Einschät-
zung des Gegenübers aller-
dings nicht über Wahrneh-
mung, Aussehen, Auftritt und
Stimme, sondern über ge-
schriebene kurze Texte. „Das
ist in den komplexen Bera-
tungssituationen eine echte
Herausforderung, der sich So-
zialarbeit stellen muss.“

Auch die Landesarbeitsge-
meinschaft Streetwork/Mobi-
le Jugendarbeit NRW hat
schon länger Erfahrungen im
Digitalen. Eine isolierte Be-
trachtungder analogenunddi-
gitalen Lebenswelten sei aus
fachlicher Sicht nicht zielfüh-
rend, heißt es dort. Besonders
Präventionsprogramme seien
im digitalen Raum bereits gut
erprobt und wirksam, da sie
eine größere Reichweite be-
säßen als rein analoge Ange-
bote.

Die Landesarbeitsgemein-
schaft sieht aber auch Gren-

zen der sozialen Beratung im
Netz, denn die psychische Ge-
sundheit junger Menschen
werde in der Praxis sozialer
Arbeit vor allem durch konti-
nuierliche, verlässliche Bezie-
hungsangebote gestärkt.

Die SPD im Landtag, die die
Anhörung initiiert hat, sieht
das bayerische Projekt „Digi-
tal Streetwork Bayern“ (DSW)
als Vorbild. 14 Streetworke-
rinnen und Streetworker sei-
en in Bayern auf Gaming- und
Social-Media-Plattformen er-
reichbar, etwa auf Discord, In-
stagram, Twitch, WhatsApp,
Tiktok und Reddit.

Nach Ansicht der Solinger
Jugendhilfe „Between The Li-
nes“ muss der digitale Raum
für junge Menschen auch im
Bereich Sozialarbeit „unbe-
dingt erschlossen werden“.
Vorhandene Angebote sollten
miteinander vernetzt und aus-
gebaut werden. Aus demKon-
takt im digitalen Raum könne
im besten Fall später ein phy-
sischer Kontakt werden.

Digitale Streetworker sind auf vielen Social-Media- und Gaming-
Plattformen erreichbar. Foto: Yui Mok/PA Wire/dpa
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